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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. BGB: Differenzschaden in Dieselfällen 
Urteil vom 20.07.2023, Az: III ZR 267/20  

2. BGB: Übernahme einer deckungsgleichen Baulast 
Urteil vom 30.06.2023, Az: V ZR 165/22  

3. KonzentrationsVO: Streitigkeiten über Veröffentlichungen im Internet 
Beschluss vom 06.06.2023, Az: VI ZB 75/22  

4. BGB: geschuldete Vormiete iSV § 556e  
Urteil vom 19.07.2023, Az: VIII ZR 229/22  

5. GG, GRC: Altersgrenze für Notare 
Urteil vom 21.08.2023, Az: NotZ(Brfg) 4/22  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

1. BGB: Differenzschaden in Dieselfällen 
Urteil vom 20.07.2023, Az: III ZR 267/20 
Unter den Voraussetzungen des § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 6 Abs. 1 , § 27 
Abs. 1 EG-FGV steht dem Käufer eines mit einer unzulässigen Abschalteinrichtung 
im Sinne des Art. 5 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 versehenen Kraftfahrzeugs ein 
Anspruch gegen den Fahrzeughersteller auf Ersatz des Differenzschadens zu (An-
schluss an BGH, Urteil vom 26. Juni 2023 - VIa ZR 335/21 , juris, zur Veröffentli-
chung bestimmt in BGHZ). 
 

  
2. BGB: Übernahme einer deckungsgleichen Baulast 

Urteil vom 30.06.2023, Az: V ZR 165/22 
a) Aus dem als gesetzliche Folge der Bestellung einer Grunddienstbarkeit entstande-
nen Begleitschuldverhältnis kann sich ergeben, dass der Eigentümer des dienenden 
Grundstücks auch eine (deckungsgleiche) Baulast übernehmen muss. 
 
b) Eine solche Verpflichtung setzt unter anderem voraus, dass die Grunddienstbarkeit 
nach ihrem Inhalt und Umfang die von einer Bebauung herrührenden Nutzungen um-
fasst, was bei einem uneingeschränkten Geh- und Fahrtrecht regelmäßig anzunehmen 
ist; es ist nicht erforderlich, dass die Grunddienstbarkeit zu dem Zweck bestellt wurde, 
die Bebauung des herrschenden Grundstücks zu ermöglichen. 
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(Fortbildung von Senat, Urteil vom 3. Februar 1989 - V ZR 224/87 , BGHZ 106, 348 
ff. ) 
 

  
3. KonzentrationsVO: Streitigkeiten über Veröffentlichungen im Internet 

Beschluss vom 06.06.2023, Az: VI ZB 75/22 
Die Zuständigkeitsregelung in § 1 der nordrhein-westfälischen Konzentrations-Ver-
ordnung über Ansprüche aus Veröffentlichungen vom 1. Oktober 2021 (GV. NRW. S. 
1156) erfasst auch Streitigkeiten über Ansprüche aus Veröffentlichungen im Internet. 
 

  
4. BGB: geschuldete Vormiete iSV § 556e  

Urteil vom 19.07.2023, Az: VIII ZR 229/22 
a) Zulässige Miete im Sinne von § 556g Abs. 1 Satz 2 BGB ist die sich nach den Re-
gelungen über die Miethöhe bei Mietbeginn in Gebieten mit angespannten Wohnungs-
märkten ( §§ 556d ff. BGB ) ergebende Miete. Die zulässige Miete kann sich auch aus 
einer Anwendung der Vorschrift des § 556e Abs. 1 Satz 1 BGB ergeben, mithin nach 
der in dem vorangegangenen Mietverhältnis geschuldeten Vormiete zu bemessen sein. 
 
b) Geschuldete Vormiete im Sinne von § 556e Abs. 1 BGB ist bei einem Vormietver-
hältnis, das ebenfalls bereits den Regelungen über die Miethöhe bei Mietbeginn in Ge-
bieten mit angespannten Wohnungsmärkten ( §§ 556d ff. BGB ) unterlag, die Miete, 
die nach diesen Vorschriften zulässig gewesen ist. War die ursprünglich vereinbarte 
Vormiete demnach unzulässig überhöht, ist als geschuldete Vormiete die gemäß § 
556g Abs. 1 Satz 1 und 2 BGB auf die zulässige Höhe reduzierte Miete anzusehen. 
 
c) Die Regelung des § 556e Abs. 1 Satz 1 BGB findet auch dann Anwendung, wenn 
eine ursprünglich vertraglich vereinbarte Vormiete nach den auf das Vormietverhältnis 
bereits anwendbaren Vorschriften der §§ 556d ff. BGB überhöht war und sich die für 
das Vormietverhältnis zulässige Miete ihrerseits aus § 556e Abs. 1 Satz 1 BGB ergibt 
(Vor-Vormiete). 
  
 

  
5. GG, GRC: Altersgrenze für Notare 

Urteil vom 21.08.2023, Az: NotZ(Brfg) 4/22 
Die Altersgrenze für Notare verstößt nicht gegen das sich aus Art. 21 Abs. 1 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union sowie Art. 1, Art. 2 Abs. 2 Buchst. a 
der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines 
allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung 
und Beruf ergebende Verbot der Diskriminierung wegen des Alters. Sie ist im Sinn 
von Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG objektiv und angemessen und durch das 
legitime Ziel gerechtfertigt, den Generationenwechsel zu erleichtern und den Berufs-
stand der Notare zu verjüngen. 
 
  

 

 


